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Der in Art. 18 Abs. 1 Buchstabe d DSGVO genannte
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betroffenen Person überwiegen“) ist nicht gleichbedeutend
mit dem Zeitraum zwischen der Stellung eines Antrags auf
Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes betreffend die
Einschränkung einer Datenverarbeitung und einer
diesbezüglichen Entscheidung in der Hauptsache.

2.
Eine Vorwegnahme der Hauptsache liegt nicht vor, wenn
eine einstweilige Maßnahme begehrt wird, die bei
entsprechendem Ausgang des Hauptsacheverfahrens für die
Zukunft wieder beendet werden kann (wie BVerfG,
Beschluss vom 30. September 2024 ? 2 BvR 150/24 ?).

Vorinstanz:

Schlagworte:

Normen:

 
Tenor:

http://www.nrwe.de


Die Beschwerde des Antragstellers gegen die Versagung
einstweiligen Rechtsschutzes durch den Beschluss des
Verwaltungsgerichts Köln vom 2. März 2023 wird zurückgewiesen.

Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Streitwert wird für das Beschwerdeverfahren auf 2.500 Euro
festgesetzt.

 
Gründe

Die Beschwerde mit dem Antrag,

unter Aufhebung des angegriffenen Beschlusses die Antragsgegnerin im Wege der
einstweiligen Anordnung bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache zu verpflichten,

es zu unterlassen, personenbezogene Daten des Antragstellers elektronisch ohne eine Ende-
zu- Ende-Verschlüsselung zu übermitteln, ausgenommen eine spezialgesetzliche Vorschrift
gestattet dies,

hilfsweise, es zu unterlassen, personenbezogene Daten des Antragstellers elektronisch ohne
eine dem Stand der Technik und dem Risiko entsprechende Verschlüsselung zu übermitteln,
ausgenommen eine spezialgesetzliche Vorschrift gestattet dies,

sowie der Antragsgegnerin für jede Zuwiderhandlung gegen die Verpflichtung ein
Ordnungsgeld von bis zu 250.000 Euro anzudrohen,

hat keinen Erfolg. Die Überprüfung des angefochtenen Beschlusses, die gemäß § 146 Abs. 4
Satz 6 VwGO auf die vom Antragsteller dargelegten Gründe beschränkt ist, führt zu keinem
für ihn günstigeren Ergebnis.

I. Die Rüge des Antragstellers, das Verwaltungsgericht habe seinen Anspruch auf
Gewährung des rechtlichen Gehörs verletzt, weil es ihn vor der Entscheidung nicht darauf
hingewiesen habe, dass er zum weiteren Nachweis seiner Gefährdung zusätzliche Belege
einreichen müsse, verhilft der Beschwerde nicht zum Erfolg.

Der Senat prüft die Zulässigkeit und Begründetheit der Beschwerde auf der Grundlage des
Beschwerdevorbringens (vgl. § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO) eigenständig. Ein etwaiger
Gehörsverstoß wird durch die Möglichkeit, im Beschwerdeverfahren vorzutragen, geheilt.

Vgl. OVG NRW, Beschlüsse vom 3. Mai 2023 - 8 B 394/23 -, juris, Rn. 24, und vom
2. Februar 2016 - 16 B 1267/15 -, juris, Rn. 13 ff., jeweils m. w. N.

Die Gelegenheit, im Beschwerdeverfahren zusätzlich zu seinem bisherigen Vorbringen
konkrete Nachweise oder Belege zu seiner behaupteten Gefährdung vorzulegen, hat der
Antragsteller allerdings nicht wahrgenommen.

II. Der Antragsteller stellt die Annahme des Verwaltungsgerichts, er habe keinen
Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht, mit seinem Beschwerdevorbringen nicht
durchgreifend in Frage.
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1. Das Verwaltungsgericht hat zutreffend angenommen, dass Art. 18 Abs. 1 Buchstabe d
DSGVO keine Anspruchsgrundlage für das Begehren des Antragstellers darstellt. Nach
dieser Vorschrift hat die betroffene Person das Recht, von dem Verantwortlichen die
Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, wenn die betroffene Person Widerspruch
gegen die Verarbeitung gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO eingelegt hat, solange noch nicht
feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen
Person überwiegen. Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese
personenbezogenen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwilligung der
betroffenen Person oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von
Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen
Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines
Mitgliedstaats verarbeitet werden (Art. 18 Abs. 2 DSGVO). Das Verwaltungsgericht hat dazu
ausgeführt, dem Antragsteller gehe es nicht nur um die Einschränkung der Datenverarbeitung
für die Dauer des bereits abgeschlossenen Überprüfungsverfahrens, sondern um eine
Verpflichtung der Antragsgegnerin, zukünftig eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung bei der
Verarbeitung der personenbezogenen Daten des Antragstellers zu verwenden.

Dem setzt der Antragsteller ohne Erfolg den Hinweis entgegen, der Betroffene könne
ausdrücklich auf Basis einer Einwilligung die Einschränkung der Verarbeitung teilweise
aufheben und damit sei nach Art. 18 Abs. 2 DSGVO jede Verarbeitung auch solcher Daten
zulässig, deren Verarbeitung nach Art. 18 Abs. 1 DSGVO eingeschränkt worden sei. Dieses
Vorbringen versteht der Senat dahingehend, dass der Antragsteller meint, aufgrund seines
Widerspruchs gegen die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten durch die
Antragsgegnerin sei die Datenverarbeitung mit der in Art. 18 Abs. 2 DSGVO beschriebenen
Rechtsfolge eingeschränkt und er könne diese Einschränkung dadurch wieder teilweise
aufheben, dass er in eine Übermittlung unter den in seinem Antrag genannten
Voraussetzungen (Ende-zu-Ende-Verschlüsselung bzw. eine dem Stand der Technik und
dem Risiko entsprechende Verschlüsselung) einwillige.

Unabhängig vom Stand des in Art. 18 Abs. 1 Buchstabe d DSGVO i. V. m. Art. 21 Abs. 1
DSGVO vorgesehenen Überprüfungsverfahrens bleibt dieses Vorbringen ohne Erfolg. Die
Einschränkungen für die Datenverarbeitung unter den in Art. 18 Abs. 1 Buchstabe d DSGVO
genannten Voraussetzungen gelten nach dem Wortlaut der Vorschrift in zeitlicher Hinsicht
nur, „solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen
gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen“. Dem Antragsteller geht es im
vorliegenden Verfahren jedoch nicht um den Zeitraum während des Überprüfungsverfahrens
nach Art. 21 DSGVO, sondern um eine von diesem Zeitraum unabhängige Regelung für die
Übermittlung seiner personenbezogenen Daten. Dem steht nicht entgegen, dass er seinen
Antrag im Verfahren auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes zeitlich „bis zu einer
Entscheidung in der Hauptsache“ begrenzt hat. Diese zeitliche Begrenzung ist lediglich dem
Charakter des Verfahrens auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes geschuldet.

Da der Antragsteller die geltend gemachten Ansprüche nicht aus Art. 18 Abs. 1 Buchstabe d
DSGVO herleiten kann und es nicht auf das in dieser Vorschrift in Bezug genommene
Überprüfungsverfahren gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO ankommt, musste das
Verwaltungsgericht dem Antrag auch nicht deswegen stattgeben, weil nach Ansicht des
Antragstellers nicht ersichtlich sei, welche in Art. 21 Abs. 1 Satz 2 DSGVO angeführten
zwingenden Gründe hier gegen eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung sprächen.

2. Der Antragsteller stellt weiter die Annahme des Verwaltungsgerichts, er könne einen
Anspruch auf Datenübermittlung im Wege einer Ende-zu-Ende-Verschlüsselung oder einer

14

15

16

17



sonstigen Verschlüsselung, die über die von der Antragsgegnerin verwendete hinausgehe,
nicht aus Art. 32 DSGVO herleiten, nicht durchgreifend in Frage.

Das Verwaltungsgericht hat diese Ansicht mit einer Gesamtbetrachtung unter
Berücksichtigung der in Art. 32 Abs. 1 DSGVO genannten Kriterien begründet. Es hat
ausgeführt, nach dieser Vorschrift sei die Antragsgegnerin bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten verpflichtet, unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der
Implementierungskosten und der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der
Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere des
Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen geeignete technische und
organisatorische Maßnahmen zu treffen, um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu
gewährleisten. Erforderlich seien eine Risikoeinschätzung und darauf basierend die
Feststellung des Schutzbedarfs der Daten. Die in Art. 32 Abs. 1 Buchstabe a DSGVO
genannte Maßnahme der Verschlüsselung personenbezogener Daten müsse den in Art. 5
Abs. 1 Buchstabe f DSGVO genannten Zielsetzungen der Integrität und Vertraulichkeit
genügen sowie dem Stand der Technik entsprechen; darüber hinausgehende spezifische
Anforderungen für das einzusetzende Verschlüsselungsverfahren ließen sich Art. 32 DSGVO
aber nicht entnehmen. Der Antragsteller habe nicht hinreichend glaubhaft gemacht, dass die
Datenverarbeitung der Antragsgegnerin für ihn ein besonderes Risiko darstelle. Seinen
Ausführungen lasse sich nicht entnehmen, dass ein erhöhtes Risiko mit Blick auf die
Datenverarbeitung der Antragsgegnerin bestehe, diese etwa einem gesteigerten Risiko
ausgesetzt sei, Opfer von Hackerangriffen zu werden. Ebenso wenig sei die Antragsgegnerin
in der Vergangenheit durch Sicherheitslücken aufgefallen. Vielmehr erfolge die
Datenübertragung bei der Antragsgegnerin stets unter TLS-Verschlüsselung und werde im
Kommunikationsprozess mit anderen staatlichen Stellen zusätzlich gesichert (SINA-Box,
Client-Zertifikate). Zudem hat das Verwaltungsgericht auf das von der Antragsgegnerin
vorgelegte (und bei positivem Abschluss der jährlichen Überwachungsaudits bis zum 17. Juni
2025 gültige) IT-Sicherheitszertifikat des Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik vom 18. Juni 2022 Bezug genommen und ausgeführt, es seien keine
Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass die Antragsgegnerin ihr IT-Sicherheitskonzept nicht
oder nicht hinreichend umsetze.

Die gegen diese Ausführungen gerichteten Einwände des Antragstellers betreffen einzelne
Aspekte der Gesamtbetrachtung. Sie führen auch bei gemeinsamer Würdigung nicht zum
Erfolg der Beschwerde. Dies liegt insbesondere daran, dass der Antragsteller mit seinem
Beschwerdevorbringen die für die Gesamtbetrachtung nach Art. 32 Abs. 1 DSGVO
wesentliche Einschätzung des Verwaltungsgerichts nicht durchgreifend in Zweifel zieht,
wonach er das von der Datenverarbeitung der Antragsgegnerin für ihn ausgehende
besondere Risiko nicht glaubhaft gemacht habe, und sich die von ihm begehrte Art der
Datenübermittlung jedenfalls ohne ein solches erhöhtes Risiko nicht aus Art. 32 Abs. 1
DSGVO ableiten lasse. Dabei besteht Einigkeit darüber, dass es sich bei den in Rede
stehenden Daten des Antragstellers nicht um personenbezogene Daten i. S. v. Art. 9 und 10
DSGVO handelt.

a) Das Verwaltungsgericht hat zu der behaupteten Gefährdung für Leib, Leben und Freiheit
des Antragstellers ausgeführt, dessen Hinweis auf den ihn betreffenden Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichts vom 10. Juni 2021 ? 3 B 19.20 ? genüge nicht, um einen derart
erhöhten Schutzbedarf glaubhaft zu machen, der eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung
gebiete, weil es sich bei der vom Antragsteller in Bezug genommenen Passage lediglich um
eine Wiedergabe der Ausführungen des Berufungsgerichts handele. Die dort
wiedergegebene Einschätzung des Berufungsgerichts beruhe auf konkreten und durch
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Belege gestützten Angaben des Antragstellers im dortigen Verfahren sowie ergänzend auf
einer im Zusammenhang mit § 41 Abs. 2 StVG stehenden Gefährdungsbewertung der
Polizeidirektion. Vorliegend habe der Antragsteller keine konkreten Angaben oder Belege
eingereicht, die ein besonderes Risiko für ihn durch die Datenverarbeitung der
Antragsgegnerin belegen könnten. Der Umstand, dass der Antragsteller in einem Verfahren
zur Eintragung einer Übermittlungssperre erfolgreich dargelegt habe, dass durch die
Übermittlung von in das Fahrzeugregister eingetragenen Daten schutzwürdige Interessen
beeinträchtigt würden, reiche nicht aus, um dies auch für eine Datenverarbeitung durch die
Antragsgegnerin anzunehmen. Gleiches gelte für den Hinweis des Antragstellers auf die zu
seiner Person eingetragene Auskunftssperre nach § 51 BMG.

Der dagegen gerichtete Vorwurf des Antragstellers, das Verwaltungsgericht sei rechtswidrig
davon ausgegangen, er müsse den erhöhten Schutzbedarf zweifelsfrei nachweisen, trifft nicht
zu. Das Verwaltungsgericht hat ausdrücklich ausgeführt, der Antragsteller müsse seine
Gefährdung glaubhaft machen (Seite 8, 11 des Beschlusses), und näher erläutert, aus
welchen Gründen dies nicht erfolgt sei.

Die Einwände des Antragstellers, seine Gefährdung sei in anderen Gerichtsverfahren
festgestellt worden und ein individuell-konkreterer Vortrag könne nicht verlangt werden,
greifen nicht durch. Sie genügen schon nicht den Darlegungsanforderungen des § 146 Abs. 4
Satz 3 VwGO. Danach muss der Beschwerdeführer u. a. die Gründe darlegen, aus denen die
Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen
Entscheidung auseinandersetzen. Die – hier erfolgte – bloße Wiederholung des
erstinstanzlichen Vorbringens reicht dazu grundsätzlich nicht aus; Entsprechendes gilt für die
Bezugnahme auf die bereits erstinstanzlich vorgelegte eidesstattliche Versicherung des
Antragstellers vom 29. August 2022, in der der Antragsteller geltend macht – allerdings ohne
dafür Nachweise vorzulegen –, aufgrund seines beruflichen Umgangs mit […] bestehe für ihn
die Gefahr, Opfer einer Entführung oder eines Raubes zu werden […]. Der Antragsteller geht
nicht auf die zutreffende Argumentation des Verwaltungsgerichts ein, dass das
Bundesverwaltungsgericht in der vom Antragsteller in Bezug genommenen Passage nicht
Tatsachen betreffend diesen selbst festgestellt, sondern lediglich Ausführungen der
Vorinstanz wiedergegeben hat, und aus welchen Gründen ein Verweis auf
Gefährdungseinschätzungen anderer Gerichte oder Behörden in anderen rechtlichen
Zusammenhängen (Fahrzeug-, Melderegister) keine belastbaren Rückschlüsse auf die
vorliegende Fallkonstellation zulässt. Unabhängig vom Vorstehenden hat der Antragsteller
auch im Beschwerdeverfahren keine konkreten Belege für die von ihm geltend gemachte
besondere Gefährdung vorgelegt.

b) Aus den vorgenannten Gründen kann der Antragsteller auch nicht mit Erfolg rügen, die
Datenverarbeitung der Antragsgegnerin sei im Lichte von Art. 5 DSGVO formell rechtswidrig,
weil diese keine Einzelfallprüfung bezogen auf seine besonders schutzbedürftigen
personenbezogenen Daten vorgenommen habe. Daher kommt auch die vom Antragsteller
thematisierte Sperrung seiner Daten für eine nicht hinreichend verschlüsselte Übermittlung
als „Sanktionswirkung für ein Unterlassen nach Art. 5 DSGVO“ nicht in Betracht.

c) Die Ausführungen des Verwaltungsgerichts, wonach für die Antragsgegnerin kein
gesteigertes Risiko erkennbar sei, Opfer von Hackerangriffen zu werden, und diese in der
Vergangenheit auch nicht durch Sicherheitslücken aufgefallen sei, betreffen der Sache nach
den Aspekt „Eintrittswahrscheinlichkeit“ in Art. 32 Abs. 1 DSGVO. Sie werden vom
Antragsteller mit seinem Beschwerdevorbringen inhaltlich nicht in Frage gestellt. Das
Verwaltungsgericht hat mit diesen Ausführungen nicht vom Antragsteller einen Nachweis für
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das Gegenteil verlangt.

d) Die Rüge des Antragstellers, die Antragsgegnerin habe keine ausreichende
Transportverschlüsselung glaubhaft gemacht, greift nicht durch. Das Verwaltungsgericht hat
zur Transportverschlüsselung ausgeführt, die von der Antragsgegnerin verwendete
Transportverschlüsselung sei datenschutzrechtlich ausreichend. Zur Begründung hat es sich
u. a. auf das von der Antragsgegnerin vorgelegte IT-Sicherheitszertifikat des Bundesamtes
für Sicherheit in der Informationstechnik vom 18. Juni 2022 gestützt. Außerdem hat es die
Angaben der Antragsgegnerin angeführt, wonach jede Datenübermittlung verschlüsselt
erfolge, etwa durch TLS-Verschlüsselungen, und im Kommunikationsprozess mit anderen
staatlichen Stellen zusätzliche Sicherungen beständen (SINA-Box, Client-Zertifikate).
Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass diese Angaben der Antragsgegnerin nicht zutreffen
könnten oder die im IT-Sicherheitszertifikat angeführten Maßnahmen nicht umgesetzt
würden, zeigt der Antragsteller nicht auf.

Soweit er die von der Antragsgegnerin verwendete Verschlüsselungstechnik für zu unsicher
hält und meint, TLS 1.2 entspreche nicht mehr dem aktuellen Stand der Technik, vielmehr
gebe es bereits seit 2018 TLS 1.3, jedenfalls aber sei jede TLS-Verschlüsselung zu unsicher,
führt dies nicht zum Erfolg seiner Beschwerde. Denn die Verschlüsselung über TLS stellt, wie
vom Verwaltungsgericht ausgeführt, nicht die einzige Sicherheitsmaßnahme der
Antragsgegnerin dar. Im Beschwerdeverfahren hat die Antragsgegnerin zudem ergänzt, die
Transportverschlüsselung sei so konzipiert, dass sie vom Browser-Client der Anfragenden bis
zur Firewall der Antragsgegnerin reiche; es gebe also keine „Zwischenstationen“, auf denen
die Inhalte unverschlüsselt abgelegt wären; die Netzkomponenten auf dem Routing-Weg im
Internet könnten keinen Einblick in die Kommunikationsinhalte gewinnen. Konkrete
Anhaltspunkte dafür, dass diese Angaben wahrheitswidrig sein könnten, sind weder
substantiiert vorgetragen noch sonst ersichtlich. Abgesehen davon kann der Antragsteller im
Rahmen der nach Art. 32 Abs. 1 DSGVO erforderlichen Gesamtbetrachtung ohne besondere,
in seiner Person liegende Umstände, die hier nicht glaubhaft gemacht sind, nicht von der
Antragsgegnerin verlangen, dass die ihn betreffenden personenbezogenen Daten nur unter
höheren Sicherheitsanforderungen elektronisch übermittelt werden dürfen, als dies bei
personenbezogenen Daten anderer Personen, die bei der Antragsgegnerin gespeichert sind,
der Fall ist. Dies gilt auch für etwaige Übermittlungen durch Telefax, E-Mail oder Telefon, die
vom Baustein „CON.9 Informationsaustausch“ des IT-Grundschutzes der Antragsgegnerin
erfasst werden, der nach seiner Nr. 1.1. unterschiedliche Kommunikationswege wie z. B.
persönliche Gespräche, Telefonate, Briefe u. a. in den Blick nimmt.

e) Weiter ohne Erfolg macht der Antragsteller mit seiner Beschwerdebegründung vom 3. April
2023 geltend, den vom Verwaltungsgericht angenommenen Prüfungsmaßstab
„sozialadäquat“ kenne die Datenschutz-Grundverordnung nicht. Im Schriftsatz vom 27. Mai
2023 versteht der Antragsteller diesen Begriff dahingehend, dass damit eine
Transportverschlüsselung gemeint sei, die dem üblichen Stand der Technik entspreche. In
diese Richtung geht auch die Formulierung des Verwaltungsgerichts, das in Anlehnung an
die entsprechende Wortwahl des insoweit zitierten Verwaltungsgerichts Mainz,

Urteil vom 17. Dezember 2020 - 1 K 778/19.MZ -, juris, Rn. 40: „Vielmehr ist die
Kommunikation mittels (obligatorisch) transportverschlüsselter E-Mails auch im
geschäftlichen Verkehr durchaus als sozialadäquat und wohl derzeit noch als
(Mindest?)Stand der Technik einzustufen“,

die von der Antragsgegnerin verwendete Transportverschlüsselung mit diesem Begriff
bezeichnet hat. Der Sache nach stellen die Ausführungen des Verwaltungsgerichts in diesem
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Zusammenhang eine zusammenfassende Bewertung unter Berücksichtigung der in Art. 32
Abs. 1 DSGVO genannten Kriterien dar und ist als solche rechtlich nicht zu beanstanden.

f) Die Ausführungen des Antragstellers dazu, dass Art. 2 Abs. 2 Buchstabe d DSGVO den
geltend gemachten Anspruch nicht ausschließe, führen nicht zum Erfolg der Beschwerde,
weil auch das Verwaltungsgericht von dieser Rechtsauffassung ausgegangen ist.

III. Das Vorbringen des Antragstellers zum Anordnungsgrund stellt den angegriffenen
Beschluss nicht in Frage, weil das Verwaltungsgericht diesen nicht mehr geprüft hat,
nachdem es den Anordnungsanspruch verneint hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, die Streitwertfestsetzung auf den
§§ 47 Abs. 1, 52 Abs. 1 und 2 sowie 53 Abs. 2 Nr. 1 GKG. Der sich danach für das
Hauptsacheverfahren ergebende Streitwert von 5.000 Euro ist nach Nr. 1.5 des
Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Verfahren des vorläufigen
Rechtsschutzes wegen dessen vorläufigen Charakters zu halbieren. Er ist nicht wegen einer
Vorwegnahme der Hauptsache in der Höhe des Hauptsachestreitwerts festzusetzen.

Eine – allein in Ausnahmefällen zulässige – Vorwegnahme der Hauptsache liegt nur dann
vor, wenn die begehrte vorläufige Entscheidung faktisch keine vorläufige wäre, sondern einer
endgültigen gleichkäme. Dies ist nicht der Fall, wenn eine einstweilige Maßnahme begehrt
wird, die bei entsprechendem Ausgang des Hauptsacheverfahrens für die Zukunft wieder
beendet werden kann. Die bloße Tatsache, dass eine vorübergehende Maßnahme als solche
nach dem Ende des Hauptsacheverfahrens für dessen Dauer nicht mehr rückgängig gemacht
werden kann, macht die vorläufige Regelung nicht zu einer faktisch endgültigen.

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 30. September 2024 ? 2 BvR 150/24 ?, juris, Rn. 40, m. w. N.;
OVG NRW, Beschluss vom 10. Mai 2024 - 19 E 289/24 -, juris, Rn. 5 ff., vom 12. Januar
2023 - 16 E 474/21 - (n. v.), und vom 9. Januar 2023 ? 4 B 415/22 ?, juris, Rn. 22.

Ausgehend von diesen Maßstäben würde dem Begehren des Antragstellers bei einem Erfolg
des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens nicht tatsächlich und rechtlich endgültig, sondern
nur zeitlich vorübergehend bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache entsprochen. Eine
auch für die Zukunft unabänderliche oder zumindest nachwirkend prägende Regelung wäre
damit nicht verbunden. Eine zeitlich vorübergehende Datenübermittlung unter den vom
Antragsteller begehrten Bedingungen könnte für die Zukunft ohne Weiteres wieder beendet
werden.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO, § 68 Abs. 1 Satz 5 sowie § 66 Abs. 3
Satz 3 GKG).
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